
1. Allgemeines 
Die Unternehmergesellschaft ist keine eigen-
ständige Rechtsform, sondern eine Sonder-
form der GmbH. Umgangssprachlich wird sie 
daher auch "Mini-GmbH" genannt. Als 
GmbH-Form ist auch die UG eine juristische 
Person ("Kapitalgesellschaft") und hat damit 
eine eigenständige Rechtspersönlichkeit. Sie 
besitzt einen eigenen Namen ("Firma") und 
wird durch ihre(n) Geschäftsführer vertreten. 
Als eigene Rechtspersönlichkeit ist sie ge-
trennt von ihren Gesellschaftern zu betrach-
ten. Auch das Vermögen der UG ist strikt vom 
Vermögen der Gesellschafter zu trennen. 
 
2. Wesentliche Unterschiede zwischen UG 
und herkömmlicher GmbH 
 
a) Mindestkapital 
Die UG zeichnet sich insbesondere dadurch 
aus, dass für ihre Gründung auch weniger als 
25.000 € Stammkapital ausreichen. Der Be-
trag muss auf volle Euro lautet. Theoretisch 
ist damit die Gründung mit nur 1 Euro 
Stammkapital möglich. Der zu wählende Be-
trag ist im Einzelfall sorgfältig zu prüfen und 
sollte sich nach dem zu erwartenden Finanz-
bedarf der Unternehmung richten. Eine un-
terkapitalisierte Gesellschaft ist von Anfang 
an insolvenzbedroht. Der Geschäftsführer 
muss bereits bei drohender Zahlungsunfähig-
keit die Gesellschafterversammlung unver-
züglich einberufen. 
 
b) Bezeichnung im Geschäftsverkehr 
Die UG ist zwar rechtlich eine GmbH, darf 
sich aber im Geschäftsverkehr nicht als 

GmbH bezeichnen. Sie muss stattdessen den 
Zusatz "Unternehmergesellschaft (haftungs-
beschränkt)" oder "UG (haftungsbeschränkt)" 
tragen. Eine Abkürzung des Klammerzusatzes 
ist nicht zulässig. Die Regelung dient dem 
Schutz möglicher Geschäftspartner. Es soll 
nach außen erkennbar sein, dass es sich um 
eine GmbH handelt, die mit weniger als 
25.000 € Stammkapital gegründet wurde. 
 
c) "Ansparpflicht" und Umbenennung der UG 
in GmbH 
Die UG ist als Einstiegsvariante in die GmbH 
konzipiert. Nach den Vorstellungen des Ge-
setzgebers soll die UG durch erfolgreiches 
Wirtschaften mit der Zeit zu einer "normalen" 
GmbH werden. Es besteht daher die Pflicht, 
Kapital "anzusparen". Die UG darf nicht den 
kompletten Jahresgewinn an ihre Gesell-
schafter ausschütten, sondern muss ein Vier-
tel des Jahresüberschusses in eine Rücklage 
einstellen. Die Rücklage darf nur zum Ver-
lustausgleich vorangegangener Jahre oder für 
Stammkapitalerhöhungen verwandt werden. 
Auch wenn die Rücklage 25.000 Euro er-
reicht, darf sich die UG nicht automatisch 
"GmbH" nennen. Dies darf sie erst dann, 
wenn ihr Stammkapital auf einen Betrag von 
mindestens 25.000 € erhöht wird. Für die 
Kapitalerhöhung kann die Rücklage verwen-
det werden (sogenannte Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln). Es bedarf der Einschal-
tung eines Notars. Er meldet die Erhöhung 
zur Eintragung in das Handelsregister an. Erst 
nach Eintragung der Kapitalerhöhung darf 
der Zusatz "UG" durch den Zusatz "GmbH" 
ersetzt werden.  

DIE UNTERNEHMERGESELLSCHAFT (HAFTUNGSBESCHRÄNKT) 
 

Am 01. November 2008 ist die GmbH-Reform in Kraft getreten, die die Gründung 
einer Unternehmergesellschaft ab 1 Euro Stammkapital ermöglicht. 



d) Verbot von Sacheinlagen 
Eine Sacheinlage (z. B. Maschinen, Forderun-
gen, Einbringung eines Geschäftsbetriebs) ist 
bei der UG ausgeschlossen. Erst wenn das im 
Gesellschaftsvertrag vereinbarte Stammkapi-
tal vollständig eingezahlt wurde, kann die UG 
zum Handelsregister angemeldet werden. 
 
3. Gemeinsame Regeln für UG und her-
kömmliche GmbH 
 
Da die UG eine Sonderform der GmbH ist, 
gelten für sie alle Regeln, die auch für die 
herkömmliche GmbH gelten. Die wichtigsten 
Regeln sind im Folgenden zusammengefasst: 
 
a) Haftung 
Für Verbindlichkeiten der UG steht den Gläu-
bigern als Haftungsmasse grundsätzlich nur 
das Gesellschaftsvermögen zur Verfügung. 
Die Gläubiger haben in der Regel nicht die 
Möglichkeit, zu ihrer Befriedigung auf das 
Privatvermögen der Gesellschafter zuzugrei-
fen. Dies gilt selbst für den Fall der Insolvenz 
der UG. In der Insolvenz haben die Gesell-
schafter also lediglich den wirtschaftlichen 
Verlust ihrer Einlage zu fürchten. Sollten die 
Gesellschafter ihre Einlage noch nicht voll-
ständig erbracht haben, beschränkt sich ihre 
Haftung auf den noch ausstehenden Betrag. 
Die Beschränkung der persönlichen Haftung 
gilt für die Gesellschafter aber erst mit der 
Eintragung der UG in das Handelsregister. 
Denn erst mit der Eintragung wird die UG als 
eigenständiges Rechtssubjekt geschaffen. 
Sollten vor der Eintragung im Namen der UG 
Verbindlichkeiten begründet worden sein (z. 
B. werden die zukünftigen Geschäftsräume 
namens der UG "in Gründung" schon ange-
mietet), können die jeweils Handelnden als 
auch die Gesellschafter persönlich haften. 
 

b) Gründung der UG 
Wie die GmbH kann die UG durch eine Person 
("Ein-Personen-UG") oder mehrere Personen 
gegründet werden. Als Gründer können so-
wohl natürliche Personen als auch Gesell-
schaften auftreten. Zur Gründung bedarf es 
eines Gesellschaftsvertrags. Der Gesell-
schaftsvertrag muss zu seiner Wirksamkeit 
von einem Notar beurkundet werden. Die 
Anmeldung der UG beim zuständigen Amts-
gericht erfolgt dann ebenfalls durch den be-
urkundenden Notar. Den Gesellschaftsvertrag 
kann man individuell aushandeln oder auf ein 
als Anlage zum GmbH-Gesetz verfügbares so 
genanntes "Musterprotokoll" zurückgreifen. 
Die Verwendung des Musterprotokolls bei 
Gründung einer UG führt zur Einsparung von 
Notarkosten, ist aber nur bei einer Ein-
Personen-UG zu empfehlen. Das Musterpro-
tokoll enthält nur die unbedingt notwendigen 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags, 
nicht aber z. B. Regelungen zu Ausschei-
den/Kündigung eines Gesellschafters, zur 
Abtretung von Geschäftsanteilen, zur Abhal-
tung von Gesellschafterversammlungen oder 
zur Vertretung, was aber bei einer UG mit 
mehreren Gesellschaftern unbedingt geklärt 
werden sollte. 
 
c) Geschäftsanschrift 
Im Handelsregister muss künftig eine inländi-
sche Geschäftsanschrift eingetragen werden. 
Unter dieser Anschrift können Schriftstücke 
rechtswirksam zugestellt werden, auch wenn 
sie dort vom Geschäftsführer nicht zur 
Kenntnis genommen werden. Dies gilt auch 
für alle anderen Rechtsformen und Zweignie-
derlassungen. Bei Geschäftsführungslosigkeit 
kann auch gegenüber den Gesellschaftern 
zugestellt werden. Außerdem wird die Mög-
lichkeit verbessert, gegenüber juristischen 



Personen eine öffentliche Zustellung zu be-
wirken. 
 
d) Stammkapital und Geschäftsanteile 
Das Stammkapital der UG kann im Unter-
schied zur herkömmlichen GmbH auch weni-
ger als 25.000 € betragen (s. o.). Die Höhe 
muss im Gesellschaftsvertrag festgelegt 
werden. Gleiches gilt für die Anzahl der über-
nommenen Geschäftsanteile und deren 
Nennbetrag. Die Geschäftsanteile müssen auf 
volle Euro lauten. Für einen Geschäftsanteil 
muss man eine Einlage leisten. Die Einlagen 
müssen bei der UG zwingend 
in Geld geleistet werden (s. o.). In der Anmel-
dung haben die Geschäftsführer zu 
versichern, dass die Geldeinlagen voll einge-
zahlt sind und der Gesellschaft endgültig 
zur freien Verfügung stehen. Bei einer fal-
schen Versicherung drohen strafrechtliche 
Konsequenzen. 
e) Gegenstand des Unternehmens 
Im Gesellschaftsvertrag oder dem Musterpro-
tokoll ist der Gegenstand des Unternehmens 
der UG so zu bezeichnen, dass den Teilneh-
mern am Wirtschaftsverkehr eine konkrete 
Vorstellung vom Betätigungsfeld der Gesell-
schaft ermöglicht wird (z. B. Einzelhandel mit 
Möbeln, Herstellung von Beleuchtungskör-
pern). Bei der Anmeldung muss eine inländi-
sche Geschäftsanschrift angegeben werden, 
an der die Gesellschaft erreichbar ist. 
 
f) Firma 
Die Firma ist der Name des von der UG be-
triebenen Unternehmens. In der Firma muss 
zwingend die Bezeichnung "Unternehmerge-
sellschaft (haftungsbeschränkt)" oder "UG 
(haftungsbeschränkt)" geführt werden. Erst 
wenn das Stammkapital 25.000 Euro erreicht, 
darf sie sich statt UG "GmbH" nennen (s.o.). 
Zulässig sind die Wahl einer Personenfirma, 

Sachfirma oder Fantasiefirma. Es ist zu emp-
fehlen, die Firma vorab mit der IHK abzu-
stimmen. Nur eingeschränkt wird dabei ge-
prüft, ob von dritter Seite gegen die Firmen-
bezeichnung wettbewerbs-, marken- oder 
namensrechtliche Einwendungen erhoben 
werden können. Das Risiko, die Firma später 
aus einem solchen Grund ändern zu müssen, 
kann durch eigene Recherche (z.B. im Inter-
net unter www.handelsregister.de, 
www.dpma.de) zwar verringert, letztlich aber 
nie ganz ausgeschlossen werden. 
 
g) Erhaltung des Stammkapitals 
Das zur Erhaltung des Stammkapitals erfor-
derliche Vermögen darf grundsätzlich nicht 
an die Gesellschafter ausgezahlt werden. 
Kredite an die Gesellschafter aus dem zur 
Erhaltung des Stammkapitals erforderlichen 
Vermögen können zu einer Überschuldungs-
bilanz und damit zur Insolvenzantragspflicht 
führen. Verluste können das einmal vorhan-
den gewesene Kapital vermindern oder ganz 
aufzehren. Wenn sich aus der Jahresbilanz 
oder aus einer Zwischenbilanz sich ergibt, 
dass die Hälfte des Stammkapitals verloren 
ist, muss eine Gesellschafterversammlung 
einberufen werden. Wird die Gesellschaft 
zahlungsunfähig oder ergibt eine Bilanz, dass 
das tatsächliche Vermögen der Gesellschaft 
ihre Schulden nicht mehr deckt, so haben die 
Geschäftsführer unverzüglich die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens zu beantragen. An-
dernfalls drohen strafrechtliche Konsequen-
zen. Sollte die UG keinen Geschäftsführer 
haben (Führungslosigkeit), so trifft diese 
Pflicht die Gesellschafter der UG. 
 
h) Kredite von Gesellschaftern an die UG 
Kritisch werden Darlehens- und ähnliche 
Schulden im Fall der Insolvenz der UG. Hier 
werden die Ansprüche der Gesellschafter le-



diglich nachrangig erfüllt. Nur, wenn nach 
der vorrangigen Befriedigung der übrigen 
Gläubiger noch Vermögensmasse der UG vor-
handen sein sollte, können die Gesellschafter 
mit einer (teilweisen) Erfüllung ihrer Ansprü-
che rechnen. Sollten die Ansprüche der Ge-
sellschafter in einem Zeitraum von einem 
Jahr vor der Stellung des Insolvenzantrages 
befriedigt worden sein, droht den Gesell-
schaftern die Pflicht zur Rückzahlung. 
 
i) Übertragung eines Geschäftsanteils 
Die Geschäftsanteile an einer UG können an 
einen anderen Gesellschafter oder einen Drit-
ten durch Abtretungsvertrag übertragen wer-
den. Für seine Wirksamkeit bedarf der Abtre-
tungsvertrag der notariellen Beurkundung. 
Die Geschäftsführer haben die sich durch die 
Übertragung ergebenden Änderungen mittels 
einer Gesellschafterliste bei dem Handelsre-
gister anzuzeigen. Möglich und vor allem bei 
Familiengesellschaften üblich ist, im Gesell-
schaftsvertrag die Veräußerung der Ge-
schäftsanteile an bestimmte Bedingungen zu 
knüpfen. Bei Verwendung des Musterproto-
kolls ist diese Möglichkeit nicht gegeben. 
 
j) Geschäftsführer 
Jede UG muss einen oder mehrere Geschäfts-
führer haben. Den Geschäftsführern obliegt 
die Geschäftsführung der Gesellschaft nach 
innen und deren Vertretung nach außen. Ge-
schäftsführer einer UG kann nur eine natürli-
che Person sein. Sie darf zugleich an der UG 
als Gesellschafter beteiligt sein (so genannter 
"Gesellschafter- Geschäftsführer"). Die Ge-
schäftsführer werden durch die Gesellschaf-
ter bestimmt. Sie können durch diese jeder-
zeit abberufen werden. Die Geschäftsführer 
haben jedem Gesellschafter auf Verlangen 
unverzüglich Auskunft über die Angelegen-

heiten der Gesellschaft zu geben und Einsicht 
in Bücher und Schriften zu gestatten. Der 
Gesellschaftsvertrag kann die Auskunfts- und 
Einsichtsrechte der Gesellschafter nicht ab-
weichend regeln. Die Vertretungsmacht der 
Geschäftsführer im Außenverhältnis ist unbe-
schränkt. Halten sich Geschäftsführer nicht 
an die Weisungen der Gesellschafter, können 
sie zwar intern zur Rechenschaft gezogen 
werden. Dritten gegenüber kann die interne 
Beschränkung nicht entgegengehalten wer-
den. Gewisse Personen können für bestimmte 
Zeiträume nicht zum Geschäftsführer bestellt 
werden (z. B. bei Verurteilungen wegen be-
stimmter Straftaten). 
 
k) Auflösung der UG 
Eine UG kann durch Gesellschafterbeschluss 
mit qualifizierter Mehrheit aufgelöst werden. 
Auflösungsgründe sind u.a. auch die Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens oder Ablauf der 
vereinbarten Dauer der Gesellschaft. Bei der 
nachfolgenden Liquidation haben die Liqui-
datoren bei der Vermögensverteilung das sog. 
Sperrjahr zu beachten. Vermögenslose Gesell-
schaften werden von Amts wegen im Han-
delsregister gelöscht.  
 
l) Strafvorschriften 
Sowohl die Gesellschafter als auch die Ge-
schäftsführer der UG können sich wegen der 
mit ihrer Stellung verbundenen Pflichten 
strafbar machen. Strafbar sind u. a. Falschan-
gaben gegenüber dem Gericht und die 
schuldhaft verzögerte Stellung eines Insol-
venzantrags. Strafbar machen sich auch Ge-
schäftsführer, die es unterlassen, den Gesell-
schaftern einen Verlust in Höhe der Hälfte 
des Stammkapitals anzuzeigen. 
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